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Hierzulande werdenArbeitskonflikte seltener auf der Straße ausgetragen

oder gar 100 Wirtschafts-
und Arbeiterkammern
gleichzeitig geben. So würde
das beschriebene Verhand-
lungsmodell schwerlich
funktionieren.

Nehmen wir an, mit der
Wirtschaftskammer

wird auch für Sie als Ange-
stellter eine kollektivver-
tragliche Lohnerhöhung
ausverhandelt. Ohne Sozial-
partnerschaft könnte aber

besser als politische Dauer-
konflikte bis hin zu Streiks
und Demonstrationen – was
viel seltener vorkommt als in
anderenLändern.

Das ist positiv. Zu Ende
gedacht folgt daraus

freilich: Wenn ich das will,
steht automatisch die Frage
eines Vertretungsmonopols
mit verpflichtenden Mit-
gliedschaften im Raum. Es
darf nicht drei, fünf, zehn

bund (ÖGB) und die In-
dustriellenvereinigung.

Die Sozialpartnerschaft
stellt ein Modell des

friedlichen Miteinanders in
unserer Demokratie dar. Die
Verbände der Unternehmer
sowie von Arbeitern und
Angestellten sollen am Ver-
handlungstisch von den
Mindestlöhnen bis zu den
Arbeitsbedingungen Kom-
promisse finden. Das ist

H
arald Mahrer ist Ge-
schichte und als Präsi-
dent der Wirtschafts-

kammer zurückgetreten. Er
und seine Mitstreiter haben
aber eine Grundsatzdebatte
über das Kammerwesen los-
getreten. Wobei man das
Kind – den Reformbedarf –
nicht mit der bewährten So-
zialpartnerschaft von Kam-
mern und Gewerkschaften
alsBadeausschüttensollte.

Die Aufregung nach
üppigen Erhöhungen

von Aufwandsentschädi-
gungen sowie Gehältern in
der Wirtschaftskammer ist
sehr verständlich. Es geht
nicht um Neidreflexe, wie
viel Geld jemand bekommt.
Wir brauchen die bestmög-
lichen Kammerfunktionäre
und Mitarbeiter, nicht die
billigsten. Doch haben Ha-
rald Mahrer & Co. Wasser
gepredigt und Wein getrun-
ken, weil sie jahrelang für
Zurückhaltung bei den
Löhnen eintraten. Die er-
höhten Gehälter wurden zu-
dem verschleiert. Das war
Tarnen, Tricksen und Täu-
schen.

Sinn der Sozialpartner-
schaft ist etwas anderes.

Versuchen wir daher eine
sachliche Analyse. Sozial-
partner sind die größten In-
teressenverbände der wich-
tigsten Berufsgruppen: die
drei großen Kammern –
Wirtschaftskammer, Kam-
mer für Arbeiter und Ange-
stellte vulgo „Arbeiterkam-
mer“ und Landwirtschafts-
kammer – sowie der Öster-
reichische Gewerkschafts-

Friedliches Miteinander mit Lösungen amVerhandlungstisch

anstelle von Dauerkonflikten und Protesten auf der Straße. Die

viel kritisierte Pflichtmitgliedschaft ist allerdingsTeil des Modells

Die Idee der
Sozialpartnerschaft
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In der Debatte umdie Pflichtmitgliedschaft stellt sich AK-Präsidentin Anderl hinter dieWKO

NeueWKO-Präsidentin Schultz muss den Imageschaden beseitigen und Kammer erneuern

Daher hat man die
KammerninArtikel120

der Bundesverfassung ver-
ankert. Die Pflichtmitglied-
schaft hat zusätzlich eine
direktdemokratische
Grundlage. 1996 gab es über
sie eine Urabstimmung. Es
waren in der Wirtschafts-
kammer über 80 und in der
Arbeiterkammer über 90
Prozent für die verpflich-
tende Mitgliedschaft. Wobei
die Beteiligung der Mitglie-
der sehr unterschiedlich war:
bei den Unternehmern rund
einDrittel, bei denArbeitern
und Angestellten rund zwei
Drittel. Im ÖGB – wo es
keine Pflichtmitgliedschaft
gibt–warendettomehrals90
Prozent für die Stärkung der
Sozialpartnerschaft.

Wenn hingegen FPÖ,
GrüneundNeosnunRa-

dikalreformen in den Kam-
mern bis hin zurAbschaffung
der Pflichtmitgliedschaften
fordern, ist das deren Über-
zeugung. Zu ergänzen wäre
dennoch: Die Listen dieser
Parteien sind in Kammer-
wahlen sehr schwach. Die
FPÖ etwa bekam in der letz-
ten Wirtschaftskammerwahl
nur knapp 14 Prozent der
Stimmen. Bei der Arbeiter-
kammer waren es gar bloß 12
Prozent. Es geht genauso um
eigenes Machtstreben, wenn
dieFPÖeinenBereichschwä-
chen oder gar zerstören will,
wosiewenigzusagenhat.

Unverständlich bleibt,
warum es die Wirt-

schaftskammer ihren Kriti-
kern so leicht machte.
Mehr inhaltsbezogene Aus-
gaben – speziell für Mit-
glieder – statt Mahrer’sche
Spesen auf dem Opernball,
das ist nicht schwierig. Der
Hauptpunkt der Kritik ist
schließlich, dass Pflichtmit-
gliedschaften die Kammern
vom Zwang befreien, sich
um jedes Mitglied zu küm-
mern. Die Mitglieder ha-
ben ja keine Möglichkeit,
bei Unzufriedenheit auszu-
treten. Mehr Kümmerer als
Kämmerer zu sein, das wä-
re demzufolge für Mahrers
Nachfolger der beste Lö-
sungsansatz.

weil die Sozialpartner bei der
Wirtschafts- und Arbeits-
politik generell eingebunden
werden. Das nennt man den
vorparlamentarischen
Raum. So erhöht sich die
Wahrscheinlichkeit, dass die
Politik eine breitere Zu-
stimmung findet. Beim
freien Lobbying von Inte-
ressen würden sich vielleicht
mächtige Konzerne durch-
setzen, statt dass an alle ge-
dachtwird.

scheidet? Oder es verhandelt
jeder mit und gegen jeden.
Das würde in Großbetrieben
vielleicht klappen, aber für
zahllose Kleinunternehmer
und deren Mitarbeiter be-
deutet es eine riesige Unsi-
cherheit.

Die Anerkennung des
Vertretungsmonopols

der Kammern und de facto
des ÖGB durch die Regie-
rung schafft auch Sicherheit,

IhrArbeitgeber sagen: „Isma
wurscht!“ Er müsste sich
mangels Pflichtmitglied-
schaftnichtdaranhalten.

Um das zu verhindern,
müssten entweder Par-

teipolitiker im Parlament
gesetzlich bestimmen, was
ein fairer Mindestlohn ist.
Ob beide Seiten – Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer – zu-
friedener sind, wenn statt
ihnen selbst die Politik ent-
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